Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/7345 


07 . 11 . 2001 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie (9. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 14/6098 - 


Entwurf eines Gesetzes über rechtliche Rahmenbedingungen für den elektro- 
nischen Geschäftsverkehr (Elektronischer Geschäftsverkehr-Gesetz - EGG) 


A. Problem 

Mit dem EGG soll die Richtlinie 2000/31 /EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 8. Juni 2000 über den elektronischen Geschäftsverkehr 
(ABI. EG Nr. L 178/1 vom 17. Juli 2000) umgesetzt werden. Ziel der Richtlinie 
ist die Harmonisierung der geltenden innerstaatlichen Regeln für Dienste der 
Informationsgesellschaft und die Sicherstellung des freien Dienstleistungsver- 
kehrs in diesem Bereich. Der Gesetzentwurf dient darüber hinaus der Umset- 
zung der Erfahrungen und Entwicklungen mit dem Teledienstedatenschutzge- 
setz sowie der Harmonisierung des Teledienstedatenschutzes im Hinblick auf 
die Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes. 


B. Lösung 

Die Umsetzung der Richtlinie 2000/31/EG muss bis zum 17. Januar 2002 erfol- 
gen. Hierzu sind das Teledienstegesetz und die Zivilprozessordnung zu ändern. 
Die Umsetzung der Erfahrungen und Entwicklungen mit dem Telediensteda- 
tenschutz erfordert eine Änderung des Teledienstedatenschutzgesetzes. 

Annahme des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Eraktionen der CDU/ 
CSU, FDP und PDS 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Es sind durch die Gesetzesänderungen keine Kosteneffekte für die öffentlichen 
Haushalte zu erwarten. 
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E. Sonstige Kosten 

Durch die Gesetzesänderungen können vor allem im Hinblick auf die erweiter- 
ten Informationspflichten der Anbieter von Telediensten höhere Anforderungen 
und Kosten für die Wirtschaft entstehen, ln der Gesamtbetrachtung überwiegen 
jedoch deutlich die mit der Harmonisierung der innerstaatlichen Regeln und 
der Beseitigung von Hindernissen für den freien Dienstleistungsverkehr in Eu- 
ropa einhergehenden Vorteile. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 14/6098 - in der aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 7. November 2001 


Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Dr. Heinz Riesenhuber Dr. Martina Krogmann 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über rechtliche Rahmenbedingungen für den 
elektronischen Geschäftsverkehr - Drucksache 14/6098 - 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie 
(9. Ausschuss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über rechtliehe 

Rahmenbedingungen für den elektronischen 

Geschäftsverkehr (Elektronischer Geschäfts- 
verkehr-Gesetz - EGG)*^) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Ändernng des Teledienstegesetzes 

Das Teledienstegesetz vom 22. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 

1870), geändert durch Artikel 6 Abs. 4 des Gesetzes vom 

27. Juni 2000 (BGBl. 1 S. 897), wird wie folgt geändert: 

1. Vor § 1 wird folgende Überschrift eingefugt: 

„Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 4 werden in der Nummer 3 nach der An- 
gabe „Februar 1997“ der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und nach der Nummer 3 folgende Nummer 4 
angefugt: 

„4. den Bereich der Besteuerung.“ 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefugt: 

„(6) Dieses Gesetz schafft weder Regelungen im 
Bereich des internationalen Privatrechts noch befasst 
es sich mit der Zuständigkeit der Gerichte.“ 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 

1. „Diensteanbieter“ jede natürliche oder juristische 
Person, die eigene oder fremde Teledienste zur Nut- 
zung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermit- 
telt; 

2. „Nutzer“ jede natürliche oder juristische Person, die 
zu beruflichen oder sonstigen Zwecken Teledienste in 


Artikel 1 und 2 des Gesetzentwurfs dienen der Umsetzung der Richt- 
linie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8 . Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Infor- 
mationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsver- 
kehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 S. 1). 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über rechtliche 
Rahmenbedingungen für den elektronischen 
Geschäftsverkehr (Elektronischer Geschäfts- 
verkehr-Gesetz - EGG)*) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Teledienstegesetzes 

Das Teledienstegesetz vom 22. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 
1870), geändert durch Artikel 6 Abs. 4 des Gesetzes vom 
27. Juni 2000 (BGBl. 1 S. 897), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 
1. unverändert 


2. unverändert 


*) Artikel 1 und 2 des Gesetzentwurfs dienen der Umsetzung der Richt- 
linie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Infor- 
mationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsver- 
kehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 S. 1). 
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Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu 
erlangen oder zugänglich zu machen; 

3. „Verteildienste“ Teledienste, die im Wege einer 
Übertragung von Daten ohne individuelle Anforde- 
rung gleichzeitig für eine unbegrenzte Zahl von Nut- 
zern erbracht werden; 

4. „Abrufdienste“ Teledienste, die im Wege einer Über- 
tragung von Daten auf Anforderung eines einzelnen 
Nutzers erbracht werden; 

5. „kommerzielle Kommunikation“ jede Form der 
Kommunikation, die der unmittelbaren oder mittel- 
baren Förderung des Absatzes von Waren, Dienst- 
leistungen oder des Erscheinungsbilds eines Unter- 
nehmens, einer sonstigen Organisation oder einer 
natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit im Han- 
del, Gewerbe oder Handwerk oder einen freien Beruf 
ausübt; 


6. „niedergelassener Diensteanbieter“ Anbieter, die mit- 
tels einer festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit 
Teledienste geschäftsmäßig anbieten oder erbringen; 
der Standort der technischen Einrichtung allein be- 
gründet keine Niederlassung des Anbieters. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft 
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu 
erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.“ 

4. Die §§ 4 bis 6 werden durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 

„§ 4 

Herkunftslandprinzip 

(1) In der Bundesrepublik Deutschland niedergelas- 
sene Diensteanbieter und ihre Teledienste unterliegen den 
innerstaatlichen Normen auch dann, wenn die Tele- 
dienste in einem anderen Staat innerhalb des Anwen- 
dungsbereichs der Richtlinie 2000/31/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über 
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informa- 
tionsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge- 
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 

S . 1 ) geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, so- 
weitsich nicht aus den Regeln des internationalen Privat- 
rechts etwas anderes ergibt. Auf solche Teledienste ist das 
nach den Regeln des internationalen Privatrechts maß- 
gebliche Recht eines anderen Staates jedoch nicht an- 
wendbar, soweit dadurch der freie Dienstleistungsverkehr 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. „kommerzielle Kommunikation“ jede Form der 
Kommunikation, die der unmittelbaren oder mittel- 
baren Förderung des Absatzes von Waren, Dienst- 
leistungen oder des Erscheinungsbilds eines Unter- 
nehmens, einer sonstigen Organisation oder einer 
natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit im Han- 
del, Gewerbe oder Handwerk oder einen freien Beruf 
ausübt; die folgenden Angaben stellen als solehe 
keine Form der kommerziellen Kommunikation 
dar: 

a) Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit 
des Unternehmens oder der Organisation oder 
Person ermöglichen, wie insbesondere ein Do- 
main-Name oder eine Adresse der elektroni- 
schen Post; 

b) Angaben in Bezug auf Waren und Dienstleis- 
tungen oder das Erscheinungsbild eines Unter- 
nehmens, einer Organisation oder Person, die 
unabhängig und insbesondere ohne finanzielle 
Gegenleistung gemacht werden; 

6. unverändert 


Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft 
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist. Rechte zu 
erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.“ 

4. Die §§ 4 bis 6 werden durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 

„§ 4 

Herkunftslandprinzip 

(1) In der Bundesrepublik Deutschland niedergelas- 
sene Diensteanbieter und ihre Teledienste unterliegen den 
Anforderungen des deutschen Rechts auch dann, wenn 
die Teledienste in einem anderen Staat innerhalb des Gel- 
tungsbereichs der Richtlinie 2000/31 /EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über 
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informati- 
onsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge- 
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 
S. 1) geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden. 
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über die Anforderungen des deutschen Rechts hinausge- 
hend eingeschränkt werden würde. 

(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telediensten, 
die in der Bundesrepublik Deutschland von Diensteanbie- 
tem geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, die 
in einem anderen Staat innerhalb des Anwendungsbe- 
reichs der Richtlinie 2000/31/EG niedergelassen sind, 
wird nicht eingeschränkt. Auf solche Teledienste sind die 
nach den Regeln des internationalen Privatrechts maß- 
geblichen Normen nicht anwendbar, soweit dadurch der 
freie Dienstleistungsverkehr über die Anforderungen des 
Rechts des Niederlassungsstaates hinausgehend einge- 
schränkt werden würde. Absatz 5 bleibt unberührt. 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 

1 . die Freiheit der Rechtswahl, 

2. die Vorschriften für Verbraucherverträge, die im Rah- 
men von Telediensten geschlossen werden, 

3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs 
von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
sowie der Begründung, Übertragung, Änderung oder 
Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen 
anderer Berufe, soweit diese ebenfalls hoheitlich tä- 
tig sind, 

2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrneh- 
mung ihrer Interessen vor Gericht, 

3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller 
Kommunikationen durch elektronische Post, 

4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellen- 
den Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich Lotte- 
rien und Wetten, 

5. die Anforderungen an Verteildienste, 

6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte 
im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates vom 
16. Dezember 1986 über den Rechtsschutz der Topo- 
graphien von Halbleitererzeugnissen (ABI. EG Nr. L 
24 S. 36) und der Richtlinie 96/9/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 1 1 . März 1 996 
über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABI. 
EG Nr. L 77 S. 20) sowie für gewerbliche Schutz- 
rechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, 
die gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie 2000/46/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung 
und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-lnsti- 
tuten (ABI. EG Nr. L 275 S. 39) von der Anwendung 
einiger oder aller Vorschriften dieser Richtlinie und 
von der Anwendung der Richtlinie 2000/ 12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
März 2000 über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute (ABI. EG Nr. L 126 S. 1) 
freigestellt sind. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telediensten, 
die in der Bundesrepublik Deutschland von Diensteanbie- 
tem geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, die 
in einem anderen Staat innerhalb des Geltungsbereichs 
der Richtlinie 2000/31/EG niedergelassen sind, wird 
nicht eingeschränkt. Absatz 5 bleibt unberührt. 


(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 

1. unverändert 

2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhält- 
nisse in Bezug auf Verbraucherverträge, 

3. unverändert 


(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 
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8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem 
Kartellrecht unterliegen, 

9. die von den §§ 10a, 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a 
bis llOd, 111b und 111c des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes und der Verordnung über die Be- 
richterstattung von Versicherungsuntemehmen ge- 
genüber dem Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen erfassten Bereiche sowie das 
für den Abschluss und die Durchführung der Versi- 
cherungsverträge geltende Recht, 

10. das für den Schutz personenbezogener Daten gel- 
tende Recht. 

(5) Das Angebot und die Erbringung eines Teledienstes 
durch einen Diensteanbieter, der in einem anderen Staat 
im Geltungsbereich der Richtlinie 2000/31 /EG niederge- 
lassen ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 den Ein- 
schränkungen des innerstaatlichen Rechts, soweit dieses 
dem Schutz 

1 . der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hinblick 
auf die Verhütung, Ermittlung, Aufklärung und Ver- 
folgung von Straftaten, einschließlich des Jugend- 
schutzes und der Bekämpfung der Hetze aus Grün- 
den der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder 
der Nationalität sowievon Verletzungen der Men- 
schenwürde einzelner Personen, 

2. der öffentlichen Sicherheit, insbesondere der Wah- 
rung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinter- 
essen, 

3 . der öffentlichen Gesundheit, 

4. der Interessen der Verbraucher, einschließlich des 
Schutzes von Anlegern, 

vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwie- 
genden Gefahren dient, und die auf der Grundlage des 
innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden Maß- 
nahmen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen 
Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur Einleitung 
von Maßnahmen nach Satz 1 sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 
der Richtlinie 2000/31 /EG Konsultations- und Informa- 
tionspflichten vor. 


Abschnitt 2 

Zugangsfreiheit und Informationspflichten 

§5 

Zugangsfreiheit 

Teledienste sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- 
und anmeldefrei. 

§6 

Allgemeine Informationspfhchten 

Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Teledienste 
mindestens folgende Informationen leicht erkennbar, un- 
mittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten: 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

8. unverändert 

9. die von den §§ 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a bis 
llOd, 111b und 111c des Versicherungsaufsichtsge- 
setzes und der Verordnung über die Berichterstat- 
tung von Versicherungsuntemehmen gegenüber 
dem Bundesaufsichtsamt für das Versichemngswe- 
sen erfassten Bereiche, die Regelungen über das 
auf Versichemngsverträge anwendbare Recht so- 
wie für Pfliehtversicherungen, 

10. unverändert 

(5) Das Angebot und die Erbringung eines Teledienstes 
durch einen Diensteanbieter, der in einem anderen Staat 
im Geltungsbereich der Richtlinie 2000/31/EG niederge- 
lassen ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 den Ein- 
schränkungen des innerstaatlichen Rechts, soweit dieses 
dem Schutz 

1 . der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hinblick 
auf die Verhütung, Ermittlung, Aufklämng, Verfol- 
gung und Vollstreckung von Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten, einschließlich des Jugendschut- 
zes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen der 
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Natio- 
nalität sowievon Verletzungen der Menschenwürde 
einzelner Personen, 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwie- 
genden Gefahren dient, und die auf der Gmndlage des 
innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden Maß- 
nahmen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen 
Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur Einleitung 
von Maßnahmen nach Satz 1 - mit Ausnahme von 
gerichtlichen Verfahren einschließlich etwaiger Vor- 
verfahren und der Verfolgung von Straftaten ein- 
schließlich der Strafvollstreckung und von Ord- 
nungswidrigkeiten - sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 der 
Richtlinie 2000/31/EG Konsultations- und Informations- 
pflichten vor. 

Abschnitt 2 

Zugangsfreiheit und Informationspflichten 

§5 

unverändert 


§6 

Allgemeine Informationspflichten 

Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Teledienste 
mindestens folgende Informationen leicht erkennbar, un- 
mittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halfen: 
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1 . den Namen und die Anschrift, unter der sie niederge- 
lassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich den 
Vertretungsberechtigten, 

2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktauf- 
nahme und unmittelbare Kommunikation mit ihnen 
ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektro- 
nischen Post, 

3. soweit der Teledienst im Rahmen einer Tätigkeit an- 
geboten oder erbracht wird, die der behördlichen Zu- 
lassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichts- 
behörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschafts- 
register oder Genossenschaftsregister, in das sie ein- 
getragen sind, und die entsprechende Registernum- 
mer, 

5. soweit der Teledienst in Ausübung eines Berufs im 
Sinne von Artikel 1 Buchstabe d der Richtlinie 89/ 
48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens 3 -jährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 
16), oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der 
Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 
über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerken- 
nung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän- 
zung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 
S. 25), die zuletzt durch die Richtlinie 97/38/EG der 
Kommission vom 20. Juni 1997 (ABI. EG Nr. 184 S. 
31) geändert worden ist, angeboten oder erbracht 
wird, Angaben über 

a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehö- 
ren, 

b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, 
in dem die Berufsbezeichnung verliehen worden 
ist, 

c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelun- 
gen und dazu, wie diese zugänglich sind, 

6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikati- 
onsnummer nach § 27a des Umsatzsteuergesetzes be- 
sitzen, die Angabe dieser Nummer. 

Weitergehende Informationspflichten insbesondere nach 
dem Fernabsatzgesetz, dem Femunterrichtsschutzgesetz, 
dem Teilzeit- Wohnrechtegesetz oder dem Preisangaben- 
und Preisklauselgesetz und der Preisangabenverord- 
nung sowie nach handelsrechtlichen Bestimmungen 
bleiben unberührt. 

§7 

Besondere Informationspflichten bei 
kommerziellen Kommunikationen 

Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kommuni- 
kationen, die Bestandteil eines Teledienstes sind oder die 
einen solchen Dienst darstellen, mindestens die nachfol- 
genden Voraussetzungen zu beachten. 

1. Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als 
solche zu erkennen sein. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


Weitergehende Informationspflichten insbesondere nach 
dem Femabsatzgesetz, dem Femunterrichtsschutzgesetz, 
dem Teilzeit- Wohnrechtegesetz oder dem Preisangaben- 
und Preisklauselgesetz und der Preisangabenverord- 
nung, dem Versicherungsaufsichtsgesetz sowie nach 
handelsrechtlichen Bestimmungen bleiben unberührt. 

§7 

unverändert 
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2. Die natürliche oder juristische Person, in deren Auf- 
trag kommerzielle Kommunikationen erfolgen, muss 
klar identifizierbar sein. 

3 . Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe, 
Zugaben und Geschenke müssen klar als solche er- 
kennbar sein, und die Bedingungen für ihre Inan- 
spruchnahme müssen leicht zugänglich sein sowie 
klar und unzweideutig angegeben werden. 

4. Preisausschreiben oder Gewinnspiele mit Werbecha- 
rakter müssen klar als solche erkennbar und die Teil- 
nahmebedingungen leicht zugänglich sein sowie klar 
und unzweideutig angegeben werden. 

Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb bleiben unberührt. 

Abschnitt 3 
Verantwortlichkeit 

§8 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die 
sie zur Nutzung bereithalten, nach den allgemeinen Ge- 
setzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 9 bis 11 sind nicht 
verpflichtet, die von ihnen übermittelten oder gespeicher- 
ten Informationen zu überwachen oder nach Umständen 
zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinwei- 
sen. Verpflichtungen zur Entfernung oder Sperrung der 
Nutzung von Informationen nach den allgemeinen Geset- 
zen bleiben auch im Falle derNichtverantwortlichkeit des 
Diensteanbieters nach den §§ 9 bis 11 unberührt. Das 
Femmeldegeheimnis nach § 85 des Telekommunikati- 
onsgesetzes ist zu wahren. 

§9 

Durchleitung von Informationen 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die 
sie in einem Kommunikationsnetz übermitteln oder zu 
denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht ver- 
antwortlich, sofern sie 

1 . die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen 
nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt 
oder verändert haben. 


(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 
1 und die Vermittlung des Zugangs zu ihnen umfasst auch 
die automatische kurzzeitige Zwischenspeicherung die- 
ser Informationen, soweit dies nur zur Durchführung der 
Übermittlung im Kommunikationsnetz geschieht und die 
Informationen nicht länger gespeichert werden, als für die 
Übermittlung üblicherweise erforderlich ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Abschnitt 3 
Verantwortlichkeit 

§8 

unverändert 


§9 

Durchleitung von Informationen 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die 
sie in einem Kommunikationsnetz übermitteln oder zu 
denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht ver- 
antwortlich, sofern sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Dienste- 
anbieter absichtlich mit einem der Nutzer seines 
Dienstes zusammenarbeitet, um rechtswidrige Hand- 
lungen zu begehen. 

(2) unverändert 
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§ 10 

Zwischenspeicherung zur beschleunigten 
Übermittlung von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich be- 
grenzte Zwischenspeicherung, die allein dem Zweck 
dient, die Übermittlung der fremden Information an an- 
dere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten, 
nicht verantwortlich, sofern sie 

1 . die Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informatio- 
nen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, 
die in weithin anerkannten und verwendeten Indus- 
triestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur 
Sammlung von Daten über die Nutzung der Informa- 
tion, die in weithin anerkannten und verwendeten In- 
dustriestandards festgelegt sind, nicht beeinträchti- 
gen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift 
gespeicherte Informationen zu entfernen oder den 
Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis da- 
von erhalten haben, dass die Informationen am ur- 
sprünglichen Ausgangsort der Übertragung aus dem 
Netz entfernt wurden oder der Zugang zu ihnen ge- 
sperrt wurde oder ein Gericht oder eine Verwaltungs- 
behörde die Entfernung oder Sperrung angeordnet 
hat. 


§ 11 

Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie 
für einen Nutzer speichern, nicht verantwortlich, sofern 

1 . sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung 
oder der Information haben und ihnen im Falle von 
Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen 
oder Umstände bekannt sind, aus denen die rechts- 
widrige Handlung oder die Information offensicht- 
lich wird, oder 

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Infor- 
mation zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sper- 
ren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem 
Diensteanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt 
wird. 

Abschnitt 4 
Bußgeldvorschriften 

§ 12 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 6 Satz 1 eine Information nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig verfügbar hält. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

§ 10 

Zwischenspeicherung zur beschleunigten 
Übermittlung von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich be- 
grenzte Zwischenspeicherung, die allein dem Zweck 
dient, die Übermittlung der fremden Information an an- 
dere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten, 
nicht verantwortlich, sofern sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


§ 9 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 11 

unverändert 


Abschnitt 4 
unverändert 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den.“ 

Artikel 2 

Änderung der Zivilprozessordnung 

§ 1031 Abs. 5 der Zivilprozessordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(5) Schiedsvereinbarungen, an denen ein Verbrau- 
cher beteiligt ist, müssen in einer von den Parteien eigen- 
händig Unterzeichneten Urkunde enthalten sein. Die 
schriftliche Form nach Satz 1 kann durch die elektroni- 
sche Form nach § 126a des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ersetzt werden. Andere Vereinbarungen als solche, die 
sich auf das schiedsrichterliche Verfahren beziehen, darf 
die Urkunde oder das elektronische Dokument nicht ent- 
halten; dies gilt nicht bei notarieller Beurkundung.“ 

Artikel 3 

Änderung des Teledienstedatenschutzgesetzes*) 

Das Teledienstedatenschutzgesetz vom 22. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1871) wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für den 
Schutz personenbezogener Daten der Nutzer von Tele- 
diensten im Sinne des Teledienstegesetzes bei der Erhe- 
bung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten durch 
Diensteanbieter. Sie gelten nicht bei der Erhebung, Ver- 
arbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

1 . im Dienst- und Arbeitsverhältnis, soweit die Nutzung 
der Teledienste zu ausschließlich beruflichen oder 
dienstlichen Zwecken erfolgt, 

2. innerhalb von oder zwischen Unternehmen oder öf- 
fentlichen Stellen, soweit die Nutzung der Tele- 
dienste zur ausschließlichen Steuerung von Arbeits- 
oder Geschäftsprozessen erfolgt.“ 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 

1. „Diensteanbieter“ jede natürliche oder juristische 
Person, die eigene oder fremde Teledienste zur Nut- 


*• Die Mitteilungspflichten der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37 vom 21. Juli 1998), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juli 1998 zur Einführung einer gesetzgeberischen Transpa- 
renz für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. EG Nr. L 217 
S. 18 vom 5. August 1998), sind beachtet worden. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Artikel 2 

unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Teledienstedatenschutzgesetzes*) 

Das Teledienstedatenschutzgesetz vom 22. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1871) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


*) Die Mitteilungspflichten der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37 vom 21. Juli 1998), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juli 1998 zur Einführung einer gesetzgeberischen Transpa- 
renz für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. EG Nr. L 217 
S. 1 8 vom 5. August 1998), sind beachtet worden. 
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zung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermit- 
telt, 

2. „Nutzer“ jede natürliche Person, die Teledienste in 
Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu 
erlangen oder zugänglich zu machen. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesell- 
schaft gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist. 

Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzuge- 
hen.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten“ gestri- 
chen. 

b) ln Absatz 2 wird nach den Wörtern „von Tele- 
diensten erhobene“ das Wort „personenbezogene“ 
eingefügt und das Wort „verwenden“ durch die 
Wörter „verarbeiten und nutzen“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Einwilligung kann unter den Voraus- 
setzungen von § 4 Abs. 2 elektronisch erklärt 
werden.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden aufgeho- 
ben. 

4. § 4 wird wie folgt gefasst: 4. unverändert 

„§4 

Pflichten des Diensteanbieters 

(1) Der Diensteanbieter hat den Nutzer zu Beginn 
des Nutzungsvorgangs über Art, Umfang und Zwe- 
cke der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung perso- 
nenbezogener Daten sowie über die Verarbeitung 
seiner Daten in Staaten außerhalb des Anwendungs- 
bereichs der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenver- 
kehr (ABI. EG Nr. L 281 S. 31) zu unterrichten, so- 
fern eine solche Unterrichtung nicht bereits erfolgt 
ist. Bei automatisierten Verfahren, die eine spätere 
Identifizierung des Nutzers ermöglichen und eine Er- 
hebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezoge- 
ner Daten vorbereiten, ist der Nutzer zu Beginn die- 
ses Verfahrens zu unterrichten. Der Inhalt der 
Unterrichtung muss für den Nutzer jederzeit abrufbar 
sein. 

(2) Bietet der Diensteanbieter dem Nutzer die 
elektronische Einwilligung an, so hat er sicherzustel- 
len, dass 

1 . sie nur durch eine eindeutige und bewusste Hand- 
lung des Nutzers erfolgen kann, 

2. die Einwilligung protokolliert wird und 

3. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer 
abgerufen werden kann. 
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(3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklä- 
rung seiner Einwilligung auf sein Recht auf jederzei- 
tigen Widerruf mit Wirkung für die Zukunft hinzu- 
weisen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Der Diensteanbieter hat durch technische und 
organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass 

1 . der Nutzer seine Verbindung mit dem Dienstean- 
bieter jederzeit abbrechen kann, 

2. die anfallenden personenbezogenen Daten über 
den Ablauf des Zugriffs oder der sonstigen Nut- 
zung unmittelbar nach deren Beendigung gelöscht 
oder gesperrt werden können, 

3. der Nutzer Teledienste gegen Kenntnisnahme 
Dritter geschützt in Anspruch nehmen kann, 

4. die personenbezogenen Daten über die Inan- 
spruchnahme verschiedener Teledienste durch ei- 
nen Nutzer getrennt verarbeitet werden können, 

5. Daten nach § 6 Abs. 2 nur für Abrechnungszwe- 
cke und 

6. Nutzerprofile nach § 6 Abs. 3 nicht mit Daten 
über den Träger des Pseudonyms zusammenge- 
führt werden können. 

An die Stelle der Löschung nach Nummer 2 tritt eine 
Sperrung, soweit einer Löschung gesetzliche, sat- 
zungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfris- 
ten entgegenstehen. 

(5) Die Weitervermittlung zu einem anderen Dien- 
steanbieter ist dem Nutzer anzuzeigen. 

(6) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer die Inan- 
spruchnahme von Telediensten und ihre Bezahlung 
anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, so- 
weit dies technisch möglich und zumutbar ist. Der 
Nutzer ist über diese Möglichkeit zu informieren. 

(7) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer auf Ver- 
langen unentgeltlich und unverzüglich Auskunft über 
die zu seiner Person oder zu seinem Pseudonym ge- 
speicherten Daten zu erteilen. Die Auskunft kann auf 
Verlangen des Nutzers auch elektronisch erteilt wer- 
den.“ 

5. Die §§ 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„§5 

Bestandsdaten 

Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers erheben, verarbeiten und nutzen, so- 
weit sie für die Begründung, inhaltliche Ausgestal- 
tung oder Änderung eines Vertragsverhältnisses mit 
ihm über die Nutzung von Telediensten erforderlich 
sind (Bestandsdaten). Nach Maßgabe der hierfür gel- 
tenden Bestimmungen darf der Diensteanbieter Aus- 
kunft an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte für 
Zwecke der Strafverfolgung erteilen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


5. Die §§ 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„§5 

Bestandsdaten 

Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, 
verarbeiten und nutzen, soweit sie für die Begrün- 
dung, inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung eines 
Vertragsverhältnisses mit ihm über die Nutzung von 
Telediensten erforderlich sind (Bestandsdaten). Nach 
Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen darf 
der Diensteanbieter Auskunft an Strafverfolgungsbe- 
hörden und Gerichte für Zwecke der Strafverfolgung 
erteilen. 



Drucksache 14/7345 


-14- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Entwurf 

§6 

Nutzungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene 
Daten eines Nutzers erheben, verarbeiten und nutzen, 
soweit dies erforderlich ist, um die Inanspruchnahme 
von Telediensten zu ermöglichen und abzurechnen 
(Nutzungsdaten). Nutzungsdaten sind insbesondere 

a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers, 

b) Angaben über Beginn und Ende sowie des' Um- 
fangs der jeweiligen Nutzung und 

c) Angaben über die vom Nutzer in Anspruch ge- 
nommenen Teledienste. 

(2) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines 
Nutzers über die Inanspruchnahme verschiedener Te- 
ledienste zusammenführen, soweit dies für Abrech- 
nungszwecke mit dem Nutzer erforderlich ist. 

(3) Der Diensteanbieter darf für Zwecke der Wer- 
bung, der Marktforschung oder zur bedarfsgerechten 
Gestaltung der Teledienste Nutzungsprofile bei Ver- 
wendung von Pseudonymen erstellen, sofern der 
Nutzer dem nicht widerspricht. Der Diensteanbieter 
hat den Nutzer auf sein Widerspruchsrecht im Rah- 
men der Unterrichtung nach § 4 Abs. 1 hinzuweisen. 
Diese Nutzungsprofile dürfen nicht mit Daten über 
den Träger des Pseudonyms zusammengeführt wer- 
den. 

(4) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten über 
das Ende des Nutzungsvorgangs hinaus verarbeiten 
und nutzen, soweit sie für Zwecke der Abrechnung 
mit dem Nutzer erforderlich sind (Abrechnungs- 
daten). Zur Erfüllung bestehender gesetzlicher, 
satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungs- 
fristen darf der Diensteanbieter die Daten sperren. 

(5) Der Diensteanbieter darf an andere Dienstean- 
bieter oder Dritte Abrechnungsdaten übermitteln, so- 
weit dies zur Ermittlung des Entgelts und zur Ab- 
rechnung mit dem Nutzer erforderlich ist. Hat der 
Diensteanbieter mit einem Dritten einen Vertrag über 
den Einzug des Entgelts geschlossen, so darf er die- 
sem Dritten Abrechnungsdaten übermitteln, soweit 
es für diesen Zweck erforderlich ist. Handelt es sich 
dabei um Daten, die beim Diensteanbieter auch dem 
Femmeldegeheimnis unterliegen, ist der Dritte zur 
Wahrung des Femmeldegeheimnisses zu verpflich- 
ten. Zum Zwecke der Marktforschung anderer 
Diensteanbieter dürfen anonymisierte Nutzungsdaten 
übermittelt werden. Nach Maßgabe der hierfür gel- 
tenden Bestimmungen darf der Diensteanbieter Aus- 
kunft an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte für 
Zwecke der Strafverfolgung erteilen. 

(6) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme 
von Telediensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, 
Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter von einem 
Nutzer in Anspruch genommener Teledienste nicht 
erkennen lassen, es sei denn, der Nutzer verlangt 
einen Einzelnachweis. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

§6 

Nutzungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene 
Daten eines Nutzers ohne dessen Einwilligung nur 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies erfor- 
derlich ist, um die Inanspruchnahme von Telediens- 
ten zu ermöglichen und abzurechnen (Nutzungsda- 
ten). Nutzungsdaten sind insbesondere 

a) unverändert 

b) Angaben über Beginn und Ende sowie über den 
Umfang der jeweiligen Nutzung und 

c) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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(7) Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, 
die für die Erstellung von Einzelnachweisen über die 
Inanspruchnahme bestimmter Angebote auf Verlan- 
gen des Nutzers verarbeitet werden, höchstens bis 
zum Ablauf des sechsten Monats nach Versendung 
der Rechnung speichern. Werden gegen die Entgelt- 
forderung innerhalb dieser Frist Einwendungen erho- 
ben oder diese trotz Zahlungsaufforderung nicht be- 
glichen, dürfen die Abrechnungsdaten aufbewahrt 
werden, bis die Einwendungen abschließend geklärt 
sind oder die Entgeltforderung beglichen ist. 

(8) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentie- 
rende tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass seine 
Dienste von bestimmten Nutzem missbräuchlich in 
Anspmch genommen werden, so darf der Dienstean- 
bieter die personenbezogenen Daten dieser Nutzer 
zur Wahrung überwiegender Interessen des Dien- 
steanbieters an der Aufklärung des Missbrauchs und 
der Rechtsverfolgung über das Ende des Nutzungs- 
vorgangs sowie die in Absatz 7 genannte Speicher- 
frist hinaus verarbeiten, nutzen und an Dritte über- 
mitteln, soweit dies hierfür erforderlich ist. Der 
Diensteanbieter hat die Daten unverzüglich zu lö- 
schen, wenn Anhaltspunkte für eine missbräuchliche 
Inanspruchnahme nicht mehr vorliegen oder sie für 
die in Satz 1 genannten Zwecke nicht mehr benötigt 
werden. Der betroffene Nutzer ist zu unterrichten, so- 
bald dies ohne Gefährdung des mit der Maßnahme 
verfolgten Zweckes möglich ist.“ 

6. § 7 wird aufgehoben. 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Bundes- 
beauftragter für den Datenschutz“ 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen. 

8. Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt: 

„§9 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 


1. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 den Nutzer nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig un- 
terrichtet, 

2. entgegen § 4 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 einer 
dort genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht 
oder nicht richtig nachkommt oder 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
(7) unverändert 


(8) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentie- 
rende tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass seine 
Dienste von bestimmten Nutzem in der Absicht in 
Anspmch genommen werden, das Entgelt nicht 
oder nicht vollständig zu entrichten, darf er die 
personenbezogenen Daten dieser Nutzer über das 
Ende des Nutzungsvorgangs sowie die in Absatz 7 
genannte Speicherfrist hinaus nur verarbeiten und 
nutzen, soweit dies zur Durchsetzung seiner An- 
sprüche gegenüber dem Nutzer erforderlich ist. 
Der Diensteanbieter hat die Daten unverzüglich zu 
löschen, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 
nicht mehr vorliegen oder die Daten für die Rechts- 
verfolgung nicht mehr benötigt werden. Der betrof- 
fene Nutzer ist zu unterrichten, sobald dies ohne Ge- 
fährdung des mit der Maßnahme verfolgten Zweckes 
möglich ist.“ 

6. unverändert 

7. unverändert 


8. Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt: 

„§9 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 4 die Erbringung von Tele- 
diensten von einer Einwilligung des Nutzers in 
eine Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten 
für andere Zwecke abhängig macht, 

2. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 den Nutzer 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig unterrichtet, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 einer 
dort genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht 
oder nicht richtig nachkommt, 

4. entgegen § 5 Satz 1 oder § 6 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 8 Satz 1 oder 2 personenbezogene Daten 
erhebt, verarbeitet, nutzt oder nicht oder nicht 
rechtzeitig löscht oder 
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3 . entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit 
Daten über den Träger des Pseudonyms zusam- 
menführt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet 
werden.“ 

Artikel 4 

Umstellung von Vorschriften auf Euro 

(1) ln § 12 Abs. 2 des Teledienstegesetzes vom 22. Juli 
1997 (BGBl. 1 S. 1870, 1871), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 dieses Gesetzes, werden die Wörter „hunderttausend 
Deutsche Mark“ durch die Wörter „fünfzigtausend Euro“ 
ersetzt. 

(2) ln § 9 Abs. 2 des Teledienstedatenschutzgesetzes 
vom 22. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 1871), geändert durch Artikel 
3 dieses Gesetzes, werden die Wörter „hunderttausend 
Deutsche Mark“ durch die Wörter „fünfzigtausend Euro“ 
ersetzt. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 4 tritt am 1 . Januar 
2002 in Kraft. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

5. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofd mit 
Daten über den Träger des Pseudonyms zu- 
sammenführt. 

(2) unverändert 


Artikel 4 

unverändert 


Artikel 5 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Martina Krogmann 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 177. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 22. Juni 2001 dem Ausschuss für 
Wirtschaft und Technologie zur federführenden Beratung 
sowie dem Innenausschuss, dem Rechtsausschuss, dem 
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt- 
schaft, dem Ausschuss für Tourismus und dem Ausschuss 
für Kultur und Medien zur Mitberatung überwiesen. 

II. 

Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner Sit- 
zung am 7. November 2001 beraten und mehrheitlich emp- 
fohlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. Der Beschluss 
wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und PDS gefasst. 

Der Rechtsausschuss hat die Vorlage in seiner 100. Sitzung 
am 17. Oktober 2001 beraten und mehrheitlich die An- 
nahme der Vorlage in der Fassung der Änderungsanträge 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
empfohlen. Der Beschluss wurde mit den Stimmen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefasst. 

Der Ausschuss für Vcrbrauchcrschutz, Eruähruug uud 
Laudwirtschaft hat die Vorlage in seiner 76. Sitzung am 
17. Oktober 2001 beraten und mehrheitlich die Annahme 
des Gesetzentwurfs in der Fassung der Änderungsanträge 
der Koalitionsfraktionen empfohlen. Der Beschluss wurde 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und PDS gefasst. 

Der Ausschuss für Tourismus hat den Gesetzentwurf in 
seiner 63. Sitzung am 20. Juni 2001 beraten und einstimmig 
bei Abwesenheit der Fraktion der PDS die Annahme des 
Gesetzentwurfs empfohlen. 

Der Ausschuss für Kultur uud Mcdicu hat den Gesetzent- 
wurf in seiner 62. Sitzung am 17. Oktober 2001 beraten und 
mehrheitlich die Annahme der Vorlage in der Fassung der 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen empfohlen. Der 
Beschluss wurde mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen der FDP und PDS gefasst. 

III. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Europäische Richtlinie 
über den elektronischen Geschäftsverkehr durch Änderun- 
gen des Teledienstegesetzes und der Zivilprozessordnung 
umzusetzen. Darüber hinaus sollen die Erkenntnisse aus der 
Evaluierung des Informations- und Kommunikationsdien- 
stegesetzes zum Datenschutz durch entsprechende Ände- 
rungen des Teledienstedatenschutzgesetzes berücksichtigt 
werden. Zielsetzung der Richtlinie 2000/3 1/EG des Europä- 
ischen Parlamentes und des Rates vom 8. Juni 2000 über 


den elektronischen Geschäftsverkehr ist es, die gehenden 
innerstaatlichen Regeln für Dienste der Informationsgesell- 
schaft zu harmonisieren und den freien Dienstleistungsver- 
kehr in diesem Bereich sicherzustellen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat am 8. 
Oktober 2001 zu diesem Gesetzentwurf eine öffentliche An- 
hörung von Sachverständigen durchgeführt. Diese Anhö- 
rung konzentrierte sich vor allem auf das Herkunftsland- 
prinzip. Im Rahmen der Vorbemerkungen zu dieser 
Anhörung wurde deutlich gemacht, dass bezogen auf den 
von der Richtlinie koordinierten Bereich Dienste der Infor- 
mationsgesehschaft den innerstaatlichen Vorschriften des 
Mitghedstaates unterliegen, in dem sie niedergelassen sind 
(Artikel 3). Im Zusammenhang damit stellt Artikel 1 Abs. 4 
klar, dass die Richtlinie keine zusätzlichen Regeln im Be- 
reich des internationalen Privatrechts (IPR) hinsichtlich des 
anwendbaren Rechts schafft. Insoweit erläutert der 23. Er- 
wägungsgrund der Richtlinie, dass Vorschriften des an- 
wendbaren Rechts, die durch die Regeln des IPR bestimmt 
sind, die Freiheit zur Erbringung von Diensten der Informa- 
tionsgesellschaft nicht einschränken dürfen. Zum Regie- 
rungsentwurf wurde festgestellt, dass nach § 2 Abs. 6 des 
Teledienstegesetzes (TDG) in der Fassung des Entwurfs das 
Gesetz keine Regelungen im Bereich des internationalen 
Privatrechts schafft. Gemäß § 4 Abs. 1 TDG unterliegen 
hiesige Diensteanbieter auch für ihre europaweit erbrachten 
Teledienste den innerstaatlichen Normen. Soweit im Be- 
reich des Zivilrechts nach internationalem Privatrecht das 
Sachrecht eines anderen EU-Staates maßgeblich ist und die- 
ses über die Anforderungen des deutschen Rechts hinaus- 
geht, ist seine Anwendbarkeit auch geschlossen. Diese Re- 
gelungen gehen nach § 4 Abs. 2 TDG für in anderen EU- 
Staaten niedergelassene Diensteanbieter spiegelbildlich. Im 
Zuge der Anhörung haben sich die Vertreter der Wirtschaft 
überwiegend dafür ausgesprochen, sich bei der Formulie- 
rung des Gesetzes möglichst eng am Wortlaut der einschlä- 
gigen Richtlinienbestimmungen zu orientieren. 

Zur Beratung des Gesetzentwurfs lag ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Ausschussdrucksache 355/ 
14 vor. Zur abschließenden Beratung des Gesetzentwurfs im 
Ausschuss brachten die Koalitionsfraktionen einen Ände- 
rungsantrag (Anlage 1) ein, der die in der Beschlussempfeh- 
lung wiedergegebenen Änderungen enthält. Abgeordneter 
Hubertus Heil (SPD) ergänzte diesen Änderungsantrag da- 
hingehend, dass in § 9 Abs. 1 Nr. 2 TDDSG (S. 28 des Än- 
derungsantrages) hinter „Satz 1“ noch die Worte „oder Satz 
2“ hinzuzufügen seien. Ferner brachte die Fraktion der FDP 
einen Änderungsantrag zu § 8 Abs. 2 TDG ein. 

Im Zuge der abschließenden Beratung des Gesetzentwurfs 
im Ausschuss wurde seitens der Vertreter der Fraktion der 
CDU/CSU deutlich gemacht, dass das Ziel des Gesetzent- 
wurfs, für den elektronischen Geschäftsverkehr einen klaren 
und eindeutigen Rechtsrahmen zu schaffen, in einigen zen- 
tralen Punkten nicht erreicht worden sei. Insbesondere 
bleibe der Regierungsentwurf bei der Regelung zum 
Herkunftslandprinzip auch nach dem Änderungsantrag der 
Koalitionsfraktionen auf halbem Wege stehen und führe die 
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jetzige Formulierung in Artikel 1 § 4 Abs. 1 bei einer Um- 
setzung auch weiterhin zu Rechtsunsicherheiten. Auch sei 
eine Präzisierung der Kenntnis des Diensteanbieters, die 
seine Verantwortlichkeit begründe, erforderlich, um unnö- 
tige Rechtsunsicherheiten in dieser Frage zu vermeiden. 
Schließlich bestehe im Bereich der Haftung der Dienstean- 
bieter von Suchmaschinen und der Hyperlinks ein erhebli- 
cher Regelungsbedarf. Diesen offenen Fragen trage der Än- 
derungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Rechnung. 

Die Vertreter der Koalitionsfraktionen betonten hingegen, 
die jetzt über den Änderungsantrag ihrer Fraktionen gefun- 
dene Lösung sei einfach und nachvollziehbar und werde 
von der ganz überwiegenden Mehrheit der betroffenen Wirt- 
schaftsverbände begrüßt. Die von der Fraktion der CDU/ 
CSU vorgeschlagenen Änderungen führten nicht zu mehr 
Rechtsklarheit und seien nicht zielführend. Zwar sei nicht 
zu verkennen, dass es im Bereich der so genannten Hyper- 
links durchaus Handlungsbedarf gebe. Eine Lösung etwai- 
ger Probleme in diesem Bereich könne jedoch im Rahmen 
dieses Gesetzgebungsverfahrens, das vorrangig der Umset- 
zung der einschlägigen Europäischen Richtlinie über den 
elektronischen Geschäftsverkehr diene, nicht erfolgen. 


IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 14/6098 - 
in seiner 66. Sitzung am 07. November 2001 beraten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss 
mehrheitlich, den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU und den Änderungsantrag der Fraktion der FDP abzu- 
lehnen. Die Beschlüsse wurden jeweils mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gefasst. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie beschloss 
mehrheitlich, dem Deutschen Bundestag die Annahme des 
Gesetzentwurfs in der aus der Beschlussempfehlung ersicht- 
lichen Fassung des Änderungsantrages der Koalitionsfrak- 
tionen (Anlage 1) zu empfehlen. Der Beschluss wurde mit 
den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP und PDS gefasst. 


Berlin, den 7. November 2001 


Dr. Martina Krogmann 

Berichterstatterin 
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Anlage 1 


1 Ausschuss für Wirtschaft und Technologie | 


Ausschuss-Drucksache 


356/14 

Bezug: 

EGG - BT-Drs. 14/6098 

Hinweis 

Änderungsantrag 

TO: 

65. Sitzung am 17 Oktober 2001 


Entwurf Änderungsantrag 

eines Gesetzes über reehtliehe der Fraktionen SPD und 

Rahmenbedingungen für den BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

elektronischen Geschäftsverkehr 

(Elektronischer Geschäftsverkehr-Gesetz - EGG)'* Unverändert 

[in der Fassung des Kabinettbeschlusses vom 14. Februar 
2001] 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: Unverändert 


Artikel 1 

Änderung des Teledienstegesetzes 

Das Teledienstegesetz vom 22. Juli 1997 (BGBl. I 

S. 1870), geändert durch Artikel 6 Abs. 4 des Gesetzes vom 

27. Juni 2000 (BGBl. I S. 897), wird wie folgt geändert: 

1 . Vor § 1 wird folgende Überschrift eingefligt: 

„Abschnitt 1. 

Allgemeine Bestimmungen“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden in der Nummer 3 nach der An- 
gabe „Februar 1997“ der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und nach der Nummer 3 folgende Nummer 4 
angefugt: 

„4. den Bereich der Besteuerung.“ 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefugt: 

„(6) Dieses Gesetz schafft weder Regelungen im 
Bereich des internationalen Privatrechts noch befasst 
es sich mit der Zuständigkeit der Gerichte.“ 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 

1. „Diensteanbieter“ jede natürliche oder juristische 
Person, die eigene oder fremde Teledienste zur Nut- 
zung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermit- 
telt; 


Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 


3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 

1. „Diensteanbieter“ jede natürliche oder juristische Per- 
son, die eigene oder fremde Teledienste zur Nutzung 
bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt; 


*) Artikel 1 und 2 des Gesetzentwurfs dienen der Umsetzung der Richt- 
linie 2000/31 /EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der In- 
formationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäfts- 
verkehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 S. 1). 
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2. „Nutzer“ jede natürliche oder juristische Person, die 
zu beruflichen oder sonstigen Zwecken Teledienste in 
Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu 
erlangen oder zugänglich zu machen; 

3. „Verteildienste“ Teledienste, die im Wege einer 
Übertragung von Daten ohne individuelle Anforde- 
rung gleichzeitig für eine unbegrenzte Zahl von Nut- 
zern erbracht werden; 

4. „Abrufdienste“ Teledienste, die im Wege einer Über- 
tragung von Daten auf Anforderung eines einzelnen 
Nutzers erbracht werden; 

5. „kommerzielle Kommunikation“ jede Form der 
Kommunikation, die der unmittelbaren oder mittel- 
baren Förderung des Absatzes von Waren, Dienst- 
leistungen oder des Erscheinungsbilds eines Unter- 
nehmens, einer sonstigen Organisation oder einer 
natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit im Han- 
del, Gewerbe oder Handwerk oder einen freien Beruf 
ausübt; 


6. „niedergelassener Diensteanbieter“ Anbieter, die mit- 
tels einer festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit 
Teledienste geschäftsmäßig anbieten oder erbringen; 
der Standort der technischen Einrichtung allein be- 
gründet keine Niederlassung des Anbieters. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft 
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist. Rechte zu 
erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.“ 

Die §§ 4 bis 6 werden durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 

„§ 4 

Herkunftslandprinzip 

(1) ln der Bundesrepublik Deutschland niedergelas- 
sene Diensteanbieter und ihre Teledienste unterliegen 
den innerstaatlichen Normen auch dann, wenn die Tele- 
dienste in einem anderen Staat innerhalb des Anwen- 
dungsbereichs der Richtlinie 2000/31 /EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über 
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informati- 
onsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge- 
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 
S. 1) geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, 
soweit sich nicht aus den Regeln des internationalen Pri- 
vatrechts etwas anderes ergibt. Auf solche Teledienste 
ist das nach den Regeln des internationalen Privatrechts 
maßgebliche Recht eines anderen Staates jedoch nicht 
anwendbar, soweit dadurch der freie Dienstleistungsver- 
kehr über die Anforderungen des deutschen Rechts hin- 
ausgehend eingeschränkt werden würde. 


2. „Nutzer“ jede natürliche oder juristische Person, die 
zu beruflichen oder sonstigen Zwecken Teledienste in 
Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu 
erlangen oder zugänglich zu machen; 

3. „Verteildienste“ Teledienste, die im Wege einer Über- 
tragung von Daten ohne individuelle Anforderung 
gleichzeitig für eine unbegrenzte Zahl von Nutzem 
erbracht werden; 

4. „Abmfdienste“ Teledienste, die im Wege einer Über- 
tragung von Daten auf Anforderung eines einzelnen 
Nutzers erbracht werden; 

5. „kommerzielle Kommunikation“ jede Form der Kom- 
munikation, die der unmittelbaren oder mittelbaren 
Fördemng des Absatzes von Waren, Dienstleistungen 
oder des Erscheinungsbilds eines Unternehmens, ei- 
ner sonstigen Organisation oder einer natürlichen 
Person dient, die eine Tätigkeit im Handel, Gewerbe 
oder Handwerk oder einen freien Bemf ausübt; die 
folgenden Angaben stellen als solche keine Form 
der kommerziellen Kommnnikation dar: 

a) Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit 
des Unternehmens oder der Organisation oder 
Person ermöglichen, wie insbesondere ein Do- 
main-Name oder eine Adresse der elektroni- 
schen Post; 

b) Angaben in bezug auf Waren und Dienstleis- 
tnngen oder das Erscheinungsbild eines Unter- 
nehmens, einer Organisation oder Person, die 
nnabhängig und insbesondere ohne finanzielle 
Gegenleistung gemacht werden; 

6. „niedergelassener Diensteanbieter“ Anbieter, die mit- 
tels einer festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit 
Teledienste geschäftsmäßig anbieten oder erbringen; 
der Standort der technischen Einrichtung allein be- 
gründet keine Niederlassung des Anbieters. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft 
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist. Rechte zu 
erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.“ 

Unverändert 

„§ 4 

Herkunftslandprinzip 

(1) ln der Bundesrepublik Deutschland niedergelas- 
sene Diensteanbieter und ihre Teledienste unterliegen 
den Anforderungen des deutschen Rechts auch dann, 
wenn die Teledienste in einem anderen Staat innerhalb 
des Geltungsbereichs der Richtlinie 2000/31 /EG des Eu- 
ropäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 
über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der In- 
formationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt (ABI. EG Nr. L 178 
S. 1) geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden. 
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(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telediensten, 
die in der Bundesrepublik Deutschland von Dienstean- 
bietem geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, 
die in einem anderen Staat innerhalb des Anwendungs- 
bereichs der Richtlinie 2000/31 /EG niedergelassen sind, 
wird nicht eingeschränkt. Auf solche Teledienste sind 
die nach den Regeln des internationalen Privatrechts 
maßgeblichen Normen nicht anwendbar, soweit dadurch 
der freie Dienstleistungsverkehr über die Anforderungen 
des Rechts des Niederlassungsstaates hinausgehend ein- 
geschränkt werden würde. Absatz 5 bleibt unberührt. 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 

1 . die Freiheit der Rechtswahl, 

2. die Vorschriften für Verbraucherverträge, die im Rah- 
men von Telediensten geschlossen werden, 

3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs 
von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
sowie der Begründung, Übertragung, Änderung oder 
Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen 
anderer Berufe, soweit diese ebenfalls hoheitlich tä- 
tig sind, 

2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrneh- 
mung ihrer Interessen vor Gericht, 

3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller 
Kommunikationen durch elektronische Post, 

4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellen- 
den Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich Lotte- 
rien und Wetten, 

5. die Anforderungen an Verteildienste, 

6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte 
im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates vom 
16. Dezember 1986 über den Rechtsschutz der Topo- 
graphien von Halbleitererzeugnissen (ABI. EG Nr. L 
24 S. 36) und der Richtlinie 96/9/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 1 1 . März 1 996 
über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (Abi. 
EG Nr. L 77 S. 20) sowie für gewerbliche Schutz- 
rechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, 
die gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie 2000/46/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung 
und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Insti- 
tuten (ABI. EG Nr. L 275 S. 39) von der Anwendung 
einiger oder aller Vorschriften dieser Richtlinie und 
von der Anwendung der Richtlinie 2000/ 12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
März 2000 über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute (ABI. EG Nr. L 126 S. 1) 
freigestellt sind, 

8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem Kar- 
tellrecht unterliegen. 


(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telediensten, 
die in der Bundesrepublik Deutschland von Dienstean- 
bietera geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, 
die in einem anderen Staat innerhalb des Geltungsbe- 
reichs der Richtlinie 2000/31/EG niedergelassen sind, 
wird nicht eingeschränkt. Absatz 5 bleibt unberührt. 


(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 

1 . die Freiheit der Rechtswahl, 

2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhältnisse 
in bezug auf Verbraucherverträge, 

3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs 
von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
sowie der Begründung, Übertragung, Änderung oder 
Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen 
anderer Berufe, soweit diese ebenfalls hoheitlich tä- 
tig sind, 

2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrneh- 
mung ihrer Interessen vor Gericht, 

3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller 
Kommunikationen durch elektronische Post, 

4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellen- 
den Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich Lotte- 
rien und Wetten, 

5. die Anforderungen an Verteildienste, 

6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte 
im Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates vom 
16. Dezember 1986 über den Rechtsschutz der Topo- 
graphien von Halbleitererzeugnissen (ABI. EG Nr. L 
24 S. 36) und der Richtlinie 96/9/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 11. März 1996 
über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABI. 
EG Nr. L 77 S. 20) sowie für gewerbliche Schutz- 
rechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, 
die gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie 2000/46/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung 
und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Insti- 
tuten (ABI. EG Nr. L 275 S. 39) von der Anwendung 
einiger oder aller Vorschriften dieser Richtlinie und 
von der Anwendung der Richtlinie 2000/ 12/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
März 2000 über die Aufnahme und Ausübung der 
Tätigkeit der Kreditinstitute (ABI. EG Nr. L 126 S. 1) 
freigestellt sind, 

8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem Kar- 
tellrecht unterliegen. 
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9. die von den §§ 10a, 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a 
bis llOd, 111b und 111c des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes und der Verordnung über die Be- 
richterstattung von Versicherungsuntemehmen ge- 
genüber dem Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen erfassten Bereiche sowie das 
für den Abschluss und die Durchführung der Versi- 
cherungsverträge geltende Recht, 

10. das für den Schutz personenbezogener Daten gel- 
tende Recht. 

(5) Das Angebot und die Erbringung eines Telediens- 
tes durch einen Diensteanbieter, der in einem anderen 
Staat im Geltungsbereich der Richtlinie 2000/3 1 /EG nie- 
dergelassen ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 
den Einschränkungen des innerstaatlichen Rechts, so- 
weit dieses dem Schutz 

1 . der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hinblick 
auf die Verhütung, Ermittlung, Aufklärung und Ver- 
folgung von Straftaten, einschließlich des Jugend- 
schutzes und der Bekämpfung der Hetze aus Grün- 
den der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder 
der Nationalität sowievon Verletzungen der Men- 
schenwürde einzelner Personen, 

2. der öffentlichen Sicherheit, insbesondere der Wah- 
rung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinter- 
essen, 

3 . der öffentlichen Gesundheit, 

4. der Interessen der Verbraucher, einschließlich des 
Schutzes von Anlegern, 

vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwie- 
genden Gefahren dient, und die auf der Grundlage des 
innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden Maß- 
nahmen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen 
Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur Einleitung 
von Maßnahmen nach Satz 1 sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 
der Richtlinie 2000/31 /EG Konsultations- und Informa- 
tionspflichten vor. 


Abschnitt 2. 

Zugangsfreiheit und Informationspflichten 

§5 

Zugangsfreiheit 

Teledienste sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- 
und anmeldefrei. 

§6 

Allgemeine Informationspflichten 

Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Tele- 
dienste mindestens folgende Informationen leicht er- 
kennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu 
halten: 

1 . den Namen und die Anschrift, unter der sie niederge- 
lassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich den 
Vertretungsberechtigten, 


9. die von den §§ 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a bis 
llOd, 111b und 111c des Versicherungsaufsichtsge- 
setzes und der Verordnung über die Berichterstat- 
tung von Versicherungsuntemehmen gegenüber 
dem Bundesaufsichtsamt für das Versichemngswe- 
sen erfassten Bereiche, die Regelungen über das auf 
Versichemngsverträge anwendbare Recht sowie für 
Pflichtversichemngen, 

10. das für den Schutz personenbezogener Daten gel- 
tende Recht. 

(5) Das Angebot und die Erbringung eines Telediens- 
tes durch einen Diensteanbieter, der in einem anderen 
Staat im Geltungsbereich der Richtlinie 2000/3 1/EG nie- 
dergelassen ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 
den Einschränkungen des innerstaatlichen Rechts, so- 
weit dieses dem Schutz 

1 . der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hinblick 
auf die Verhütung, Ermittlung, Aufklämng, Verfol- 
gung und Vollstreckung von Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten, einschließlich des Jugendschut- 
zes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen der 
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Natio- 
nalität sowievon Verletzungen der Menschenwürde 
einzelner Personen, 

2. der öffentlichen Sicherheit, insbesondere der Wah- 
mng nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinter- 
essen, 

3. der öffentlichen Gesundheit, 

4. der Interessen der Verbraucher, einschließlich des 
Schutzes von Anlegern, 

vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwie- 
genden Gefahren dient, und die auf der Gmndlage des 
innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden Maß- 
nahmen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen 
Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur Einleitung 
von Maßnahmen nach Satz 1 - mit Ausnahme von 
gerichtlichen Verfahren einschließlich etwaiger Vor- 
verfahren nnd der Verfolgung von Straftaten ein- 
schließlich der Strafvollstrecknng und von Ord- 
nungswidrigkeiten - sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 der 
Richtlinie 2000/31/EG Konsultations- und Informations- 
pflichten vor. 

Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 

Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Tele- 
dienste mindestens folgende Informationen leicht er- 
kennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu 
halten: 

1 . den Namen und die Anschrift, unter der sie niederge- 
lassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich den 
Vertretungsberechtigten, 
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2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktauf- 
nahme und unmittelbare Kommunikation mit ihnen 
ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektro- 
nischen Post, 

3. soweit der Teledienst im Rahmen einer Tätigkeit an- 
geboten oder erbracht wird, die der behördlichen Zu- 
lassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichts- 
behörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschafts- 
register oder Genossenschaftsregister, in das sie ein- 
getragen sind, und die entsprechende Registernum- 
mer, 

5. soweit der Teledienst in Ausübung eines Berufs im 
Sinne von Artikel 1 Buchstabe d der Richtlinie 89/ 
48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens 3 -jährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 
16), oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der 
Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 
über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerken- 
nung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän- 
zung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 
S. 25), die zuletzt durch die Richtlinie 97/38/EG der 
Kommission vom 20. Juni 1997 (ABI. EG Nr. 184 
S. 31) geändert worden ist, angeboten oder erbracht 
wird, Angaben über 

a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehö- 
ren, 

b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, 
in dem die Berufsbezeichnung verliehen worden 
ist, 

c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelun- 
gen und dazu, wie diese zugänglich sind, 

6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikati- 
onsnummer nach § 27 a des Umsatzsteuergesetzes 
besitzen, die Angabe dieser Nummer. 

Weitergehende Informationspflichten insbesondere nach 
dem Fernabsatzgesetz, dem Femunterrichtsschutzgesetz, 
dem Teilzeit- Wohnrechtegesetz oder dem Preisangaben- 
und Preisklauselgesetz und der Preisangabenverord- 
nung sowie nach handelsrechtlichen Bestimmungen 
bleiben unberührt. 

§7 

Besondere Informationspflichten bei 
kommerziellen Kommunikationen 

Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kommunika- 
tionen, die Bestandteil eines Teledienstes sind oder die 
einen solchen Dienst darstellen, mindestens die nachfol- 
genden Voraussetzungen zu beachten. 

1. Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als 
solche zu erkennen sein. 

2. Die natürliche oder juristische Person, in deren Auf- 
trag kommerzielle Kommunikationen erfolgen, muss 
klar identifizierbar sein. 

3. Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe, 
Zugaben und Geschenke müssen klar als solche er- 


2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktauf- 
nahme und unmittelbare Kommunikation mit ihnen 
ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektro- 
nischen Post, 

3. soweit der Teledienst im Rahmen einer Tätigkeit an- 
geboten oder erbracht wird, die der behördlichen Zu- 
lassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichts- 
behörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschafts- 
register oder Genossenschaftsregister, in das sie ein- 
getragen sind, und die entsprechende Registemum- 
mer, 

5. soweit der Teledienst in Ausübung eines Berufs im 
Sinne von Artikel 1 Buchstabe d der Richtlinie 89/ 
48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens 3 -jährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 
16), oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der 
Richtlinie 92/51 /EWG des Rates vom 18. Juni 1992 
über eine zweite allgemeine Regelung zur Anerken- 
nung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän- 
zung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 209 
S. 25), die zuletzt durch die Richtlinie 97/38/EG der 
Kommission vom 20. Juni 1997 (ABI. EG Nr. 184 S. 
31) geändert worden ist, angeboten oder erbracht 
wird, Angaben über 

a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehö- 
ren, 

b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, 
in dem die Berufsbezeichnung verliehen worden 
ist, 

c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelun- 
gen und dazu, wie diese zugänglich sind, 

6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikati- 
onsnummer nach § 27 a des Umsatzsteuergesetzes 
besitzen, die Angabe dieser Nummer. 

Weitergehende Informationspflichten insbesondere nach 
dem Femabsatzgesetz, dem Femunterrichtsschutzgesetz, 
dem Teilzeit- Wohnrechtegesetz oder dem Preisangaben- 
und Preisklauselgesetz und der Preisangabenverord- 
nung, dem Versichemngsaufsichtsgesetz sowie nach 
handelsrechtlichen Bestimmungen bleiben unberührt. 

Unverändert 


Unverändert 
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kennbar sein, und die Bedingungen für ihre Inan- 
spruchnahme müssen leicht zugänglich sein sowie 
klar und unzweideutig angegeben werden. 

4. Preisausschreiben oder Gewinnspiele mit Werbecha- 
rakter müssen klar als solche erkennbar und die Teil- 
nahmebedingungen leicht zugänglich sein sowie klar 
und unzweideutig angegeben werden. 

Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb bleiben unberührt. 

Abschnitt 3. 

Verantwortlichkeit 

§8 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die 
sie zur Nutzung bereithalten, nach den allgemeinen Ge- 
setzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 9 bis 11 sind nicht 
verpflichtet, die von ihnen übermittelten oder gespei- 
cherten Informationen zu überwachen oder nach Um- 
ständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit 
hinweisen. Verpflichtungen zur Entfernung oder Sper- 
rung der Nutzung von Informationen nach den allgemei- 
nen Gesetzen bleiben auch im Falle der Nichtverant- 
wortlichkeit des Diensteanbieters nach den §§ 9 bis 11 
unberührt. Das Femmeldegeheimnis nach § 85 des Tele- 
kommunikationsgesetzes ist zu wahren. 

§9 

Durchleitung von Informationen 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die 
sie in einem Kommunikationsnetz übermitteln oder zu 
denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht ver- 
antwortlich, sofern sie 

1 . die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen 
nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt 
oder verändert haben. 


(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 
1 und die Vermittlung des Zugangs zu ihnen umfasst 
auch die automatische kurzzeitige Zwischenspeiche- 
rung dieser Informationen, soweit dies nur zur Durch- 
führung der Übermittlung im Kommunikationsnetz ge- 
schieht und die Informationen nicht länger gespeichert 
werden, als für die Übermittlung üblicherweise erforder- 
lich ist. 

§ 10 

Zwischenspeicherung zur beschleunigten 
Übermittlung von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich be- 
grenzte Zwischenspeicherung, die allein dem Zweck 
dient, die Übermittlung der fremden Information an an- 
dere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten, 
nicht verantwortlich, sofern sie 


Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 


Unverändert 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die 
sie in einem Kommunikationsnetz übermitteln oder zu 
denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht ver- 
antwortlich, sofern sie 

1 . die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen 
nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt 
oder verändert haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Diensteanbie- 
ter absichtlich mit einem der Nutzer seines Dienstes zu- 
sammenarbeitet, um rechtswidrige Flandlungen zu be- 
gehen. 

Unverändert 


Unverändert 


Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich be- 
grenzte Zwischenspeicherung, die allein dem Zweck 
dient, die Übermittlung der fremden Information an an- 
dere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten, 
nicht verantwortlich, sofern sie 
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1 . die Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informatio- 
nen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, 
die in weithin anerkannten und verwendeten Indus- 
triestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur 
Sammlung von Daten über die Nutzung der Informa- 
tion, die in weithin anerkannten und verwendeten In- 
dustriestandards festgelegt sind, nicht beeinträch- 
tigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift 
gespeicherte Informationen zu entfernen oder den 
Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis da- 
von erhalten haben, dass die Informationen am ur- 
sprünglichen Ausgangsort der Übertragung aus dem 
Netz entfernt wurden oder der Zugang zu ihnen ge- 
sperrt wurde oder ein Gericht oder eine Verwaltungs- 
behörde die Entfernung oder Sperrung angeordnet 
hat. 


§ 11 

Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie 
für einen Nutzer speichern, nicht verantwortlich, sofern 

1 . sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung 
oder der Information haben und ihnen im Falle von 
Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen 
oder Umstände bekannt sind, aus denen die rechts- 
widrige Handlung oder die Information offensicht- 
lich wird, oder 

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Infor- 
mation zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sper- 
ren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem 
Diensteanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt 
wird. 

Abschnitt 4. 

Bußgeldvorschriften 

§ 12 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 6 Satz 1 eine Information nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig verfügbar hält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den.“ 

Artikel 2 

Änderung der Zivilprozessordnung 

§ 1031 Abs. 5 der Zivilprozessordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


1 . die Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informatio- 
nen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, 
die in weithin anerkannten und verwendeten Indus- 
triestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur 
Sammlung von Daten über die Nutzung der Informa- 
tion, die in weithin anerkannten und verwendeten In- 
dustriestandards festgelegt sind, nicht beeinträch- 
tigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift 
gespeicherte Informationen zu entfernen oder den 
Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis da- 
von erhalten haben, dass die Informationen am ur- 
sprünglichen Ausgangsort der Übertragung aus dem 
Netz entfernt wurden oder der Zugang zu ihnen ge- 
sperrt wurde oder ein Gericht oder eine Verwaltungs- 
behörde die Entfernung oder Sperrung angeordnet 
hat. 

§ 9 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

Unverändert 

Unverändert 


Unverändert 

Unverändert 

Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 
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„(5)Schiedsvereinbarungen, an denen ein Verbraucher 
beteiligt ist, müssen in einer von den Parteien eigenhän- 
dig Unterzeichneten Urkunde enthalten sein. Die schrift- 
liche Form nach Satz 1 kann durch die elektronische 
Form nach § 126a des Bürgerlichen Gesetzbuches er- 
setzt werden. Andere Vereinbarungen als solche, die sich 
auf das schiedsrichterliche Verfahren beziehen, darf die 
Urkunde oder das elektronische Dokument nicht enthal- 
ten; dies gilt nicht bei notarieller Beurkundung.“ 


Artikel 3 

Änderung des Teledienstedatenschutzgesetzes'’ 

Das Teledienstedatenschutzgesetz vom 22. Juli 1997 Unverändert 

(BGBl. 1 S. 1871) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(l)Die nachfolgenden Vorschriften gehen für den 
Schutz personenbezogener Daten der Nutzer von Tele- 
diensten im Sinne des Teledienstegesetzes bei der Erhe- 
bung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten durch 
Diensteanbieter. Sie gehen nicht bei der Erhebung, Ver- 
arbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

1 . im Dienst- und Arbeitsverhältnis, soweit die Nutzung 
der Teledienste zu ausschließlich beruflichen oder 
dienstlichen Zwecken erfolgt, 

2. innerhalb von oder zwischen Unternehmen oder öf- 
fentlichen Stellen, soweit die Nutzung der Tele- 
dienste zur ausschließlichen Steuerung von Arbeits- 
oder Geschäftsprozessen erfolgt.“ 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: Unverändert 

„§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 

1. „Diensteanbieter“ jede natürliche oder juristische 
Person, die eigene oder fremde Teledienste zur Nut- 
zung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermit- 
telt, 

2. „Nutzer“ jede natürliche Person, die Teledienste in 
Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu 
erlangen oder zugänglich zu machen. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft 
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu 
erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: Unverändert 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „für die Verar- 
beitung personenbezogener Daten“ gestrichen. 

b) ln Absatz 2 wird nach den Wörtern „von Telediens- 
ten erhobene“ das Wort „personenbezogene“ einge- 


*) Die Mitteilungspflichten der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37 v. 21. Juli 1998), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juli 1998 zur Einführung einer gesetzgeberischen Transparenz für 
die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. EG Nr. L 217 S. 18 
V. 5. August 1998), sind beachtet worden. 


Unverändert 
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fügt und das Wort „verwenden“ durch die Wörter 
„verarbeiten und nutzen“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefugt: 

„(3) Die Einwilligung kann unter den Vorausset- 
zungen von § 4 Abs. 2 elektronisch erklärt werden.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden aufgehoben. 

4. § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§4 

Pflichten des Diensteanbieters 

(1) Der Diensteanbieter hat den Nutzer zu Beginn des 
Nutzungsvorgangs über Art, Umfang und Zwecke der 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezoge- 
ner Daten sowie über die Verarbeitung seiner Daten in 
Staaten außerhalb des Anwendungsbereichs der Richt- 
linie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Datenverkehr (ABI. EG Nr. L 281 S. 31) 
zu unterrichten, sofern eine solche Unterrichtung nicht 
bereits erfolgt ist. Bei automatisierten Verfahren, die 
eine spätere Identifizierung des Nutzers ermöglichen 
und eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso- 
nenbezogener Daten vorbereiten, ist der Nutzer zu Be- 
ginn dieses Verfahrens zu unterrichten. Der Inhalt der 
Unterrichtung muss für den Nutzer jederzeit abrufbar 
sein. 

(2) Bietet der Diensteanbieter dem Nutzer die elektro- 
nische Einwilligung an, so hat er sicherzustellen, dass 

1 . sie nur durch eine eindeutige und bewusste Handlung 
des Nutzers erfolgen kann, 

2. die Einwilligung protokolliert wird und 

3. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer ab- 
gerufen werden kann. 

(3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklärung 
seiner Einwilligung auf sein Recht auf jederzeitigen 
Widerruf mit Wirkung für die Zukunft hinzuweisen. Ab- 
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Der Diensteanbieter hat durch technische und or- 
ganisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass 

1 . der Nutzer seine Verbindung mit dem Diensteanbie- 
ter jederzeit abbrechen kann, 

2. die anfallenden personenbezogenen Daten über den 
Ablauf des Zugriffs oder der sonstigen Nutzung un- 
mittelbar nach deren Beendigung gelöscht oder ge- 
sperrt werden können, 

3. der Nutzer Teledienste gegen Kenntnisnahme Dritter 
geschützt in Anspruch nehmen kann, 

4. die personenbezogenen Daten über die Inanspruch- 
nahme verschiedener Teledienste durch einen Nutzer 
getrennt verarbeitet werden können, 

5. Daten nach § 6 Abs. 2 nur für Abrechnungszwecke 
und 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 
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6. Nutzerprofile nach § 6 Abs. 3 nicht mit Daten über 
den Träger des Pseudonyms zusammengeführt wer- 
den können. 

An die Stelle der Löschung nach Nummer 2 tritt eine 
Sperrung, soweit einer Löschung gesetzliche, satzungs- 
mäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entge- 
genstehen. 

(5) Die Weitervermittlung zu einem anderen Dien- 
steanbieter ist dem Nutzer anzuzeigen. 

(6) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer die Inan- 
spruchnahme von Telediensten und ihre Bezahlung ano- 
nym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies 
technisch möglich und zumutbar ist. Der Nutzer ist über 
diese Möglichkeit zu informieren. 

(7) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer auf Verlangen 
unentgeltlich und unverzüglich Auskunft über die zu sei- 
ner Person oder zu seinem Pseudonym gespeicherten 
Daten zu erteilen. Die Auskunft kann auf Verlangen des 
Nutzers auch elektronisch erteilt werden.“ 

5. Die §§ 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„§5 

Bestandsdaten 

Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
sie für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung oder 
Änderung eines Vertragsverhältnisses mit ihm über die 
Nutzung von Telediensten erforderlich sind (Bestands- 
daten). Nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestim- 
mungen darf der Diensteanbieter Auskunft an Strafver- 
folgungsbehörden und Gerichte für Zwecke der 
Strafverfolgung erteilen. 

§6 

Nutzungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
dies erforderlich ist, um die Inanspruchnahme von Tele- 
diensten zu ermöglichen und abzurechnen (Nutzungsda- 
ten). Nutzungsdaten sind insbesondere 

a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers, 

b) Angaben über Beginn und Ende sowie des Umfangs 
der jeweiligen Nutzung und 

c) Angaben über die vom Nutzer in Anspruch genom- 
menen Teledienste. 

(2) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines 
Nutzers über die Inanspruchnahme verschiedener Tele- 
dienste zusammenführen, soweit dies für Abrechnungs- 
zwecke mit dem Nutzer erforderlich ist. 

(3) Der Diensteanbieter darf für Zwecke der Werbung, 
der Marktforschung oder zur bedarfsgerechten Gestal- 
tung der Teledienste Nutzungsprofile bei Verwendung 
von Pseudonymen erstellen, sofern der Nutzer dem nicht 
widerspricht. Der Diensteanbieter hat den Nutzer auf 
sein Widerspruchsrecht im Rahmen der Unterrichtung 
nach § 4 Abs. 1 hinzuweisen. Diese Nutzungsprofile 
dürfen nicht mit Daten über den Träger des Pseudonyms 
zusammengeführt werden. 


Unverändert 

Unverändert 


Unverändert 


5. Die §§ 5 und 6 werden wie folgt gefasst: 

„§5 

Bestandsdaten 

Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, 
verarbeiten und nutzen, soweit sie für die Begründung, 
inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung eines Vertrags- 
verhältnisses mit ihm über die Nutzung von Telediensten 
erforderlich sind (Bestandsdaten). Nach Maßgabe der 
hierfür geltenden Bestimmungen darf der Diensteanbie- 
ter Auskunft an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte 
für Zwecke der Strafverfolgung erteilen. 

Unverändert 

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten 
eines Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, 
verarbeiten und nutzen, soweit dies erforderlich ist, um 
die Inanspruchnahme von Telediensten zu ermöglichen 
und abzurechnen (Nutzungsdaten). Nutzungsdaten sind 
insbesondere 

a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers, 

b) Angaben über Beginn und Ende sowie über den Um- 
fang der jeweiligen Nutzung und 

c) Angaben über die vom Nutzer in Anspruch genom- 
menen Teledienste. 

Unverändert 


Unverändert 
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(4) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten über das 
Ende des Nutzungsvorgangs hinaus verarbeiten und nut- 
zen, soweit sie für Zwecke der Abrechnung mit dem 
Nutzer erforderlich sind (Abrechnungsdaten). Zur Erfül- 
lung bestehender gesetzlicher, satzungsmäßiger oder 
vertraglicher Aufbewahrungsfristen darf der Dienstean- 
bieter die Daten sperren. 

(5) Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbie- 
ter oder Dritte Abrechnungsdaten übermitteln, soweit 
dies zur Ermittlung des Entgelts und zur Abrechnung 
mit dem Nutzer erforderlich ist. Hat der Diensteanbieter 
mit einem Dritten einen Vertrag über den Einzug des 
Entgelts geschlossen, so darf er diesem Dritten Abrech- 
nungsdaten übermitteln, soweit es für diesen Zweck er- 
forderlich ist. Handelt es sich dabei um Daten, die beim 
Diensteanbieter auch dem Femmeldegeheimnis unterlie- 
gen, ist der Dritte zur Wahrung des Femmeldegeheim- 
nisses zu verpflichten. Zum Zwecke der Marktforschung 
anderer Diensteanbieter dürfen anonymisierte Nutzungs- 
daten übermittelt werden. Nach Maßgabe der hierfür 
geltenden Bestimmungen darf der Diensteanbieter Aus- 
kunft an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte für 
Zwecke der Strafverfolgung erteilen. 

(6) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von 
Telediensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt 
und Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer in An- 
spruch genommener Teledienste nicht erkennen lassen, 
es sei denn, der Nutzer verlangt einen Einzelnachweis. 

(7) Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, die 
für die Erstellung von Einzelnachweisen über die Inan- 
spruchnahme bestimmter Angebote auf Verlangen des 
Nutzers verarbeitet werden, höchstens bis zum Ablauf 
des sechsten Monats nach Versendung der Rechnung 
speichern. Werden gegen die Entgeltforderung innerhalb 
dieser Frist Einwendungen erhoben oder diese trotz Zah- 
lungsaufforderung nicht beglichen, dürfen die Abrech- 
nungsdaten aufbewahrt werden, bis die Einwendungen 
abschließend geklärt sind oder die Entgeltforderung be- 
glichen ist. 

(8) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass seine Dienste von 
bestimmten Nutzem missbräuchlich in Ansprach ge- 
nommen werden, so darf der Diensteanbieter die perso- 
nenbezogenen Daten dieser Nutzer zur Wahrung über- 
wiegender Interessen des Diensteanbieters an der 
Aufklärung des Missbrauchs und der Rechtsverfolgung 
über das Ende des Nutzungsvorgangs sowie die in Ab- 
satz 7 genannte Speicherfrist hinaus verarbeiten, nutzen 
und an Dritte übermitteln, soweit dies hierfür erforder- 
lich ist. Der Diensteanbieter hat die Daten unverzüglich 
zu löschen, wenn Anhaltspunkte für eine missbräuchli- 
che Inanspruchnahme nicht mehr vorhegen oder sie für 
die in Satz I genannten Zwecke nicht mehr benötigt 
werden. Der betroffene Nutzer ist zu unterrichten, sobald 
dies ohne Gefährdung des mit der Maßnahme verfolgten 
Zweckes möglich ist.“ 

6. § 7 wird aufgehoben. 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Bundesbe- 
auftragter für den Datenschutz“ 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


(8) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass seine Dienste von 
bestimmten Nutzem in der Absicht in Anspruch ge- 
nommen werden, das Entgelt nicht oder nicht voll- 
ständig zu entrichten, darf er die personenbezogenen 
Daten dieser Nutzer über das Ende des Nutzungsvor- 
gangs sowie die in Absatz 7 genannte Speicherfrist hin- 
aus nur verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Durch- 
setzung seiner Ansprüche gegenüber dem Nutzer 
erforderlich ist. Der Diensteanbieter hat die Daten un- 
verzüglich zu löschen, wenn die Voraussetzungen nach 
Satz 1 nicht mehr vorliegen oder die Daten für die 
Rechtsverfolgung nicht mehr benötigt werden. Der 
betroffene Nutzer ist zu unterrichten, sobald dies ohne 
Gefährdung des mit der Maßnahme verfolgten Zweckes 
möglich ist.“ 

Unverändert 

Unverändert 
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b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen. 

8. Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt: 

„§9 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1 . entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 den Nutzer nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unter- 
richtet, 

2. entgegen § 4 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 einer 
dort genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht oder 
nicht richtig nachkommt oder 

3. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit 
Daten über den Träger des Pseudonyms zusammen- 
führt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den.“ 

Artikel 4 

Umstellung von Vorschriften auf Euro 

(1) ln § 12 Abs. 2 des Teledienstegesetzes vom 22. Juli 
1997 (BGBl. 1 S. 1870, 1871), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 dieses Gesetzes, werden die Wörter „hunderttausend 
Deutsche Mark“ durch die Wörter „fünfzigtausend Euro“ 
ersetzt. 

(2) ln § 9 Abs. 2 des Teledienstedatenschutzgesetzes 
vom 22. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 1871), geändert durch 
Artikel 3 dieses Gesetzes, werden die Wörter „hunderttau- 
send Deutsche Mark“ durch die Wörter „fünfzigtausend 
Euro“ ersetzt. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 4 tritt am 1 . Januar 
2002 in Kraft. 


8. Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt: 

„§9 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 

1 . entgegen § 3 Abs. 4 die Erbringung von Telediensten 
von einer Einwilligung des Nutzers in eine Verarbei- 
tung oder Nutzung seiner Daten für andere Zwecke 
abhängig macht, 

2. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 den Nutzer nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unter- 
richtet, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 einer 
dort genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht oder 
nicht richtig nachkommt, 

4. entgegen § 5 Satz 1 oder § 6 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 8 Satz 1 oder 2 personenbezogene Daten erhebt, 
verarbeitet, nutzt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
löscht oder 

5. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit 
Daten über den Träger des Pseudonyms zusammen- 
führt. 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 


Unverändert 
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Begründung für die Änderungen 


Soweit die Vorschriften des Gesetzentwurfs unverändert 
übernommen wurden, wird auf deren Begründung verwie- 
sen. Zu den vorgeschlagenen Veränderungen ist folgendes 
zu bemerken: 

1. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 3 Nr. 5 TDG) 

Mit der Ergänzung wird die Begriffsbestimmung („kom- 
merzielle Kommunikation“) vollständig an die der 
Richtlinie angepasst. Sie trägt dem entsprechenden 
Wunsch der Europäischen Kommission (aufgrund des 
Notifizierungsverfahrens nach der Richtlinie 98/48/EG) 
Rechnung und dient allein der Klarstellung (vgl. die Be- 
gründung des Regierungsentwurfs). 

2. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 1 TDG) 

Die schwierige Umsetzung des Herkunftslandprinzips 
kann am besten bewerkstelligt werden, indem man sich 
möglichst eng an dem Wortlaut der einschlägigen Richt- 
linienbestimmungen orientiert. Die Fassung des § 4 
Abs. 1 TDG wird dementsprechend angepasst. Des Wei- 
teren wird § 4 Abs. 1 TDG an den im Entwurf in § 4 
Abs. 5 Satz 1 TDG-E synonym verwandten Begriff des 
„Geltungsbereichs“ der Richtlinie angepasst. 

3. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 2 TDG) 

Zu den Änderungen s. o. unter 2. 

4. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 TDG) 

Durch die vorgeschlagene Formulierung werden der 
Ausnahmetatbestand des Artikels 3 Abs. 3 ECRL in Ver- 
bindung mit dem Anhang (6. Spiegelstrich) aufgegriffen 
und vertragliche Schuldverhältnisse in Bezug auf Ver- 
braucherverträge insgesamt von der Regelung des Her- 
kunftslandprinzips des § 4 Abs. 1 und 2 TDG ausgenom- 
men. Dies entspricht dem Wortlaut der Richtlinie, 
wonach nicht nur die Verbraucherschutzvorschriften, 
sondern allgemein das „vertragliche Schuldverhältnis“ 
mit dem Verbraucher vom Herkunftslandprinzip des 
Artikels 3 Abs. 1 ECRL ausgenommen ist (siehe auch 
Erwägungsgrund 55 und 56 ECRL). 

Im Interesse eines wirksamen Verbraucherschutzes und 
der Rechtssicherheit soll sich das Gesetz eng an den Vor- 
gaben der Richtlinie orientieren. 

Vom Herkunftslandsprinzip lassen sich danach alle Be- 
stimmungen ausnehmen, die einen spezifischen Bezug 
zu Verbraucherverträgen aufweisen. Dazu gehören Wi- 
derrufs- oder Kündigungsrechte zum Schutz der Ver- 
braucher ebenso wie vertragliche Informationspflichten 
(siehe Erwägungsgrund 56 ECRL). Auch vorvertragli- 
che Informationspflichten bei der Anbahnung des Ver- 
trages werden vom Ausnahmetatbestand miterfasst, so- 
weit sie für den Bestand oder die Auslegung des 
späteren Vertrages von Bedeutung sind (siehe Erwä- 
gungsgrund 56 Halbsatz 2 ECRL). 

5. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 4 Nr. 9 TDG) 

Mit der vorgeschlagenen, eng an den Wortlaut der Richt- 
linie angelehnten Formulierung wird dem Wunsch der 


Europäischen Kommission (Notifizierungsverfahren) 
Rechnung getragen, keine Ausnahmen vorzusehen, die 
in der Richtlinie nicht vorgesehen sind. Die Kommission 
hat Bedenken geäußert, soweit der Regierungsentwurf 
auf den von § 1 Oa VAG erfassten Bereich und das für die 
Durchführung der Versicherungsverträge gehende Recht 
verweist. 

6. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 TDG) 

Die Ergänzung dient der Klarstellung im Gesetz, dass 
vom Begriff der „Verfolgung“ auch die Strafvollstre- 
ckung und vom Begriff der „Straftaten“ auch Ordnungs- 
widrigkeiten umfasst sind. Dies entspricht den Vorgaben 
der Richtlinie. Zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Ordnung gehören - worauf in der Begründung des Re- 
gierungsentwurfs hingewiesen wird - auch die Aufklä- 
rung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten. Zahl- 
reiche andere Mitgliedstaaten kennen die in Deutschland 
geläufige Unterscheidung in Straf- und Ordnungswidrig- 
keitenrecht nicht, weswegen Handlungen, die in 
Deutschland als Ordnungswidrigkeit eingestuft sind, 
dort als Straftat gekennzeichnet sind. Es wäre unver- 
ständlich, wenn die Verfolgungsmöglichkeiten der deut- 
schen Behörden deswegen abgeschnitten würden, weil 
die betreffende Handlung als Ordnungswidrigkeit einge- 
stuft ist. 

7. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 4 Abs. 5 Satz 2 TDG) 

Die Ergänzung dient in Anlehnung an den Erwägungs- 
grund 26 ECRL der Klarstellung im Gesetz. Artikel 3 
Abs. 4 Buchstabe b und Abs. 5 ECRL kann - worauf in 
der Begründung des Regierungsentwurfs hingewiesen 
wird - nur so verstanden werden, dass das dort geregelte 
Verfahren bei der Verfolgung und Vollstreckung von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nicht gilt. Dies 
folgt aus dem Einschub „unbeschadet etwaiger Gerichts- 
verfahren, einschließlich Vorverfahren und Schritten im 
Rahmen einer strafrechtlichen Ermittlung“ in Artikel 3 
Abs. 4 Buchstabe b ECRL. Im Erwägungsgrund 26 
ECRL wird explizit ausgeführt, dass bei der Strafverfol- 
gung keine Mitteilungspflicht besteht. Die gewählte For- 
mulierung verdeutlicht, dass § 4 Abs. 5 Satz 2 TDG 
nach wie vor keine eigenständige Regelung, sondern le- 
diglich einen deklaratorischen Hinweis darstellt. 

8. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 6 Satz 2 TDG) 

Die Ergänzung der nicht abschließenden Aufzählung 
(„insbesondere“) dient allein der Klarstellung. 

9. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 9 Abs. 1 Satz 2 TDG) 

Die der Begründung des Regierungsentwurfs entspre- 
chende Ergänzung dient der Klarstellung im Gesetz. Ein 
Diensteanbieter, der die Voraussetzungen einer Haf- 
tungsfreistellung erfüllt, jedoch absichtlich mit einem 
der Nutzer seines Dienstes zusammenarbeitet, um 
rechtswidrige Handlungen zu begehen, darf den Haf- 
tungsausschuss nicht in Anspruch nehmen können (so 
auch Erwägungsgrund 44 ECRL). 
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10. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 10 Satz 2 TDG) 

Siehe hierzu Begründung unter 6. 

11. Zu Art. 3 Nr. 5 (§ 5 Satz 1 TDDSG) 

Es handelt sich hier um eine notwendige Änderung im 
Hinblick auf die Verbindung zu einem entsprechenden 
Bußgeldtatbestand, der neu aufgenommen wird (siehe 
hierzu Ziffer 15). 

12. Zu Art. 3 Nr. 5 (§ 6 Abs. 1 TDDSG) 

Es handelt sich um eine notwendige Änderung im Hin- 
blick auf die Verbindung zu einem entsprechenden 
Bußgeldtatbestand, der neu aufgenommen wird (siehe 
hierzu Ziffer 15). 

13. Zu Art. 3 Nr. 5 (§ 6 Abs. 1 Nr. b TDDSG) 

Es handelt sich lediglich um eine sprachliche Korrek- 
tur. 

14. Zu Art. 3 Nr. 5 (§ 6 Abs. 8 TDDSG) 

Mit dieser Änderung wird insbesondere eine Anregung 
der Europäischen Kommission im Hinblick auf die An- 


forderungen der Datenschutzrichtlinie 95/46/EG ge- 
folgt, nach der hier erforderlich ist, den Zweck genauer 
zu benennen. 

15. Zu Art. 3 Nr. 8 (§ 9 Abs. 1 TDDSG) 

Die Ergänzung der Ordnungswidrigkeitentatbestände 
ist erforderlich, weil die §§43 und 44 BDSG in der 
Endphase des Gesetzgebungsverfahrens zur Novellie- 
rung des BDSG grundlegend neugefasst worden sind 
(vgl. Beschluss des Bundestages vom 6. April 2001 
aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts 
des Innenausschusses - Drs. 14/5793). Im Hinblick 
darauf erscheint auch unter dem Gesichtspunkt der not- 
wendigen Sanktionierung nach der EU-Datenschutz- 
richtlinie (95/46(EG) die Ergänzung notwendig. Im 
Sinne des Ziels, möglichst einheitliche Rechtsvor- 
schriften für Tele- und Mediendienste zu schaffen, er- 
folgt die konkrete Ausgestaltung der Ordnungswidrig- 
keitentatbestände in Anlehnung an die Regelungen des 
Mediendienste-Staatsvertrages. 
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